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(Nr. 13157.) Geſetz über die Vermögensauseinanderſetzung zwiſchen dem Preußiſchen Staate und den 
Mitgliedern des vormals regierenden Preußiſchen Königshauſes. Bom 29. Oktober 1926. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Die dieſem Geſetze beigefügten Verträge über die Vermögensauseinanderſetzung zwiſchen dem 

Preußiſchen Staate und den Mitgliedern des vormals regierenden Preußiſchen Königshauſes, und zwar 

a) der in der Verhandlung vom 12. Oktober 1925 vereinbarte Vertrag mit dem in der Ver⸗ 

handlung vom 6. Oktober 1926 vereinbarten Abänderungsvertrage, 
b) der in der Verhandlung vom 6. Oktober 1926 vereinbarte Zuſatzvertrag 

werden genehmigt. Landesgeſetzliche Vorſchriften, die für einzelne Beſtimmungen der Verträge noch 

eine beſondere Genehmigung oder einen Familienſchluß erfordern, finden auf dieſe Verträge keine 
Anwendung. 55 
J L. 


Die Verträge und die zu ihrer Durchführung erforderlichen Erklärungen und Eintragungen in die 
öffentlichen Bücher und Regiſter ſind frei von allen Steuern und Gebühren, ſoweit ſie nicht zur Reichs⸗ 
kaſſe fließen. 9 3 


Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die zur Erfüllung der in den Verträgen vom Staate über⸗ 
nommenen Verpflichtungen erforderlichen Mittel in Höhe des jeweils fälligen Betrags zur Verfügung 
zu ſtellen. 94 


Die Verpflichtung des Staates zur Zahlung der durch Abſchnitt III der Verordnung vom 17. Ja⸗ 
nuar 1820 (Geſetzſamml. S. 9) feſtgeſetzten Kronfideikommißrente fällt mit dem 1. Januar 1919 fort. 
Mit Wirkung vom gleichen Tage werden die Geſetze vom 30. April 1859 (Geſetzſamml. S. 204), 27. Ja⸗ 
nuar 1868 (Geſetzſamml. S. 61), 20. Februar 1889 (Geſetzſamml. S. 27 und 17. Juni 1910 (Geſetzſamml. 
S. 101) aufgehoben. 9 5 


Die Verordnung über die Verſorgung der Hofbeamten und ihrer Hinterbliebenen (Hofbeamten⸗ 
verordnung) vom 10. März 1919 (Geſetzſamml. S. 45) wird nebſt den dazu erlaſſenen Abänderungsvor⸗ 
ſchriften mit Wirkung vom 1. April 1927 aufgehoben. Die auf Grund dieſer Verordnung einſtweilen 
aus der Staatskaſſe geleifteten Verſorgungsbezüge einſchließlich der Verſorgungsbezüge, die bis zum 
Inkrafttreten der Hofbeamtenverordnung nach dem Haushaltsplane der ehemaligen Kronkaſſe dieſer zur 
Laſt fielen, fallen endgültig der Staatskaſſe zur Laſt. Die Verſorgung der Empfänger dieſer Wartegeld-, 
Ruhegehalts⸗ und Hinterbliebenenbezüge wird weiterhin vom Staate übernommen. Auf dieſe Ver⸗ 
ſorgung finden fortan die für die Verſorgung der unmittelbaren Staatsbeamten jeweils geltenden Vor⸗ 
ſchriften entſprechende Anwendung. 89 6 


( Die früheren Hofbeamten im Sinne des § 1 der Hofbeamtenverordnung vom 10. März 1919, 
ſoweit ſie nicht nach dem I. April 1927 in der Staatsverwaltung verwendet werden und nicht bereits 
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einſtweilen in den Ruheſtand verſetzt find, treten zum 1. April 1927 unter Bewilligung von Wartegeld 
aus der Staatskaſſe nach den für die unmittelbaren Staatsbeamten geltenden Vorſchriften einſtweilen 
in den Ruheſtand. = 

(2) Auf ihren Antrag können frühere Hofbeamte jederzeit dauernd in den Ruheſtand verſetzt 
werden, ohne daß eingetretene Dienſtunfähigkeit oder die Vollendung des 65. Lebensjahrs Vorbe⸗ 
dingung des Anſpruchs auf Ruhegehalt ift. 

(3) Einſtweilen in den Ruheſtand verſetzte frühere Hofbeamte im Sinne des $1 der Hofbeamten⸗ 
verordnung vom 10. März 1919, die nach dem 31. März 1927 im Dienſte des vormals regierenden Königs⸗ 
hauſes oder eines feiner Mitglieder weiter⸗ oder wiederverwendet werden, haben bei Verluſt des Anſpruchs 
auf Wartegeld dem Finanzminiſter hiervon vorher Anzeige zu machen. 


8 7. 

Auf die Verſetzung der früheren Hofbeamten im Sinne des $1 der Hofbeamtenverordnung vom 
10. März 1919 in den Ruheſtand und die Verſorgung ihrer Hinterbliebenen finden fortan die für die un⸗ 
mittelbaren Staatsbeamten jeweils geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung. Die Ruhegehalts⸗ 
und Verſorgungsbezüge werden aus der Staatskaſſe geleiſtet. Bei Berechnung der Dienſtzeit kommt 
auch die Zeit zur Anrechnung, während deren der frühere Hofbeamte bis zum 31. März 1927 bei dem vor⸗ 
mals regierenden Königshaus oder einem ſeiner Mitglieder beſchäftigt geweſen iſt. Entſcheidungen und 
Erklärungen, die nach den für die unmittelbaren Staatsbeamten geltenden Vorſchriften der vorgeſetzten 
Dienſtbehörde zugewieſen ſind, ſowie die dem Verwaltungschef oder dem Verwaltungschef in Gemein⸗ 
ſchaft mit dem Finanzminiſter zugewieſenen Entſcheidungen trifft der Finanzminiſter. Die Entſcheidungen 
des Finanzminiſters darüber, ob und von welchem Zeitpunkt an ein früherer Hofbeamter einſtweilen 
oder dauernd in den Ruheſtand verſetzt wird oder ihm gemäß § 6 Abſ. 3 der Anſpruch auf Wartegeld zu 
entziehen iſt, ſind für die Beurteilung der vor den Gerichten geltend gemachten vermögensrechtlichen An⸗ 
ſprüche maßgebend. 

88. 

Die Verſorgung derjenigen aus dem Dienſte ausgeſchiedenen Beamten der Hofkammer der vormals 
Königlichen Familiengüter und ihrer Hinterbliebenen, deren Verſorgungsbezüge bis zum 31. März 1927 
nach dem Haushaltsplane der Hofkammerrentei dieſer zur Laft fallen, wird vom 1. April 1927 an vom 
Staate übernommen. Auf dieſe Verſorgung finden fortan die für die Verſorgungsbezüge der unmittel- 
baren Staatsbeamten jeweils geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung mit der Maßgabe, daß 
als ruhegehaltsfähiges Dienſteinkommen dasjenige Dienſteinkommen gilt, das der betreffende Beamte 
als ruhegehaltsfähiges Dienſteinkommen bezogen haben würde, wenn er ſich bei ſeinem Ausſcheiden aus 
dem Dienſte der Hofkammer in einer der von ihm bekleideten Stelle gleichartigen Stelle des unmittelbaren 
Staatsdienſtes befunden haben würde. 

9 9. a 

(1) Die Beamten im Dienſtbereiche der Hofkammer der vormals Königlichen Familiengüter, deren 
Gehälter bis zum 31. März 1927 nach dem Haushaltsplane der Hofkammerrentei dieſer zur Laſt fallen, 
erhalten, ſoweit ſie nicht nach dem 1. April 1927 in der Staatsverwaltung verwendet werden, vom 1. April 
1927 an unter entſprechender Anwendung der für die unmittelbaren Staatsbeamten geltenden Vorſchriften 
ein Wartegeld aus der Staatskaſſe. 

(2) Für die Berechnung des Wartegeldes gilt als ruhegehaltsfähiges Dienſteinkommen dasjenige 
Dienſteinkommen, das der betreffende Beamte als ruhegehaltsfähiges Dienſteinkommen bezogen haben 
würde, wenn er ſich am 31. März 1927 in einer der von ihm im Dienſte der Hofkammer bekleideten Stelle 
gleichartigen Stelle des unmittelbaren Staatsdienſtes befunden haben würde. 

(3) Auf ihren Antrag können Beamte aus dem Dienſtbereiche der Hofkammer jederzeit dauernd in 
den Ruheſtand verſetzt werden, ohne daß eingetretene Dienſtunfähigkeit oder die Vollendung des 65. Lebens⸗ 
jahrs Vorbedingung des Anſpruchs auf Ruhegehalt iſt. 

(0 Beamte aus dem Dienſtbereiche der Hofkammer, die Wartegeld aus der Staatskaſſe beziehen, 
haben, wenn ſie nach dem 31. März 1927 im Dienſte des vormals regierenden Königshauſes oder eines 
ſeiner Mitglieder weiter⸗ oder wiederverwendet werden, bei Verluſt des Anſpruchs auf Wartegeld dem 
Finanzminiſter hiervon vorher Anzeige zu machen. 


za 


(5) Auf die Verſetzung der Beamten aus dem Dienſtbereiche der Hofkammer in den Ruheftand und 
die Verſorgung ihrer Hinterbliebenen finden die im $7 dieſes Geſetzes hinſichtlich der früheren Hofbeamten 
getroffenen Beſtimmungen entſprechende Anwendung. 5 


§ 10. 

Welchem Amte des Abſchnitts 1 der Beſoldungsordnung für die planmäßigen unmittelbaren Staats⸗ 
beamten die zuletzt von dem betreffenden Beamten im Dienſte der Hofkammer bekleidete Stelle entſpricht, 
beftimmt der Finanzminiſter. 58 des Penſionsergänzungsgeſetzes vom 21. Dezember 1920 (Reichsgeſetzbl. 
S. 2109) gilt entſprechend. 

§ 11. 

Das Geſetz über eine erhöhte Anrechnung der von den Staatsbeamten und Volksſchullehrperſonen 
während des Krieges zurückgelegten Dienſtzeit vom 23. November 1920 (Gefeßfamml. 1921 S. 89) wird 
mit Wirkung vom 1. Auguſt 1914 mit der Maßgabe, daß Nachzahlungen von Dienſt⸗ und Verſorgungs⸗ 
bezügen für die Zeit vor dem 1. April 1927 nicht geleiſtet werden, wie folgt geändert: 

Im §1 Satz 1 werden nach dem Worte „Staatsdienſte“ die Worte „oder im Dienfte der 
früheren landesherrlichen Haus- oder Hofverwaltung“ eingefügt. 


9 12. 


(1) Die Bekanntmachungen vom 13. und 30. November 1918 (Gefekjamml. S. 189, 193) werden mit 
Wirkung vom 1. April 1927 aufgehoben. 


(2) In Anſehung des Vermögens der Nebenlinien des vormals regierenden Königshauses (Karl⸗ und 
Albrechtlinie) treten ſie bereits mit dem 1. November 1926 außer Kraft. ; 


9 13. 


Dieſes Geſetz tritt mit feiner Verkündung in Kraft. Mit feiner Ausführung und mit der Durchfüh⸗ 
rung der Verträge wird der Finanzminister beauftragt; er wird insbeſondere ermächtigt, eine Nach: 
prüfung der Einſtufung der früheren Hofbeamten in die Beſoldungsordnung und erforderlichenfalls eine 
andere Eingruppierung vorzunehmen. 155 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. a 


Berlin, den 29. Oktober 1926. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminifterium. 
a Braun. Hößpker Aſchoff. 


Verhandelt im Breußifhen Finanzminiſterium zu Berlin 
am 12. Oktober 1925. 


Vor mir, dem unterzeichneten Miniſterialdirektor im Preußiſchen Finanzminiſterium Dr. Hermann Ery⸗ 
thropel zu Berlin, als dem durch Verfügung des Preußiſchen Finanzminiſters vom 8. Oktober 1925 — Kro 1999 — 
zur Beurkundung des Vertrags über die Vermögensauseinanderſetzung zwiſchen dem Preußiſchen Staate und 
den Mitgliedern des vormals regierenden Preußiſchen Königshauses beſtimmten Beamten, erſchienen: 


1. der Preußiſche Finanzminiſter Dr. Hermann Höpker Aſchoff, wohnhaft in Berlin; 


2. der Generalbevollmächtigte des vormals regierenden Königs Wilhelm II., Wirkliche Geheime Rat 
Friedrich von Berg, wohnhaft in Markienen bei Bartenftein (Oſtpr.); 


3. der Geheime Oberregierungsrat Georg Zierſch von der Generalverwaltung des vormals regierenden 
Preußiſchen Königshauſes, wohnhaft in Berlin; 


4. der Finanzrat Dr. Karl Frank vom Preußiſchen Finanzminiſterium, wohnhaft in Berlin, 
ſämtlich. dem Urkundsbeamten von Perſon bekannt. 
Der Finanzminiſter Dr. Höpker Aſchoff, Erſchienene zu 1, erklärte: 
„Ich handele als Vertreter des Preußiſchen Staates auf Grund der Beſchlüſſe des Preußischen Staats- 
miniſteriums vom 28. Januar 1921 — St.⸗M. I. 876 — und vom 24. September 1925 — St.⸗M. I. 11834 —" 
Der Wirkliche Geheime Rat von Berg, Erſchienene zu 2, erklärte: 
„Ich handele als Vertreter der Mitglieder des vormals regierenden Preußiſchen Königshauſes auf Hrund 


der mir von dem vormals regierenden König Wilhelm II. erteilten Generalvollmacht vom 1. Juli 1921 in Ver⸗ 
bindung mit Artikel 12 des Hausgeſetzes vom 21. Juni 1920.“ 


Die Vollmachtsurkunde vom 1. Juli 1921 (Nr. 8473/23 des Notars Wouter Schroot in Amerongen mit 
Beglaubigungsvermerk des Deutſchen Generalkonſuls in Amſterdam vom 6. Juli 1921 IT Nr. 2407) wurde dem 
Urkundsbeamten vorgelegt. 5 


Sodann erklärten die Erſchienenen zu 1 und 2: 


Wir haben uns auf den hiermit überreichten „Vertrag über die Vermögensauseinanderſetzung zwiſchen 
dein Preußiſchen Staate und den Mitgliedern des vormals regierenden Preußiſchen Königshaufes« geeinigt und 
wollen dieſen Vertrag nunmehr zu Protokoll des Urkundsbeamten abſchließen.“ 


Der von den Erſchienenen zu 1 und 2 überreichte Vertrag wurde als Anlage zu dieſer Niederſchrift genommen 
und bezeichnet: „Anlage zu der Verhandlungsniederſchrift vom 12. Oktober 1925.“ 


Der Vertrag wurde den Erſchienenen hierauf vorgeleſen. Die Erſchienenen zu 1 und 2 erklärten: 
„Wir genehmigen dieſen Vertrag und erklären ihn hiermit zu Protokoll des Urkundsbeamten, 
Wir bitten um Erteilung je einer Ausfertigung zu unſeren Händen.“ 


Dieſe Niederſchrift iſt in Gegenwart des Urkundsbeamten den Erſchienenen vorgeleſen, von ihnen genehmigt 
und von ihnen wie folgt eigenhändig unterſchrieben: EZ 


gez. Dr. Hermann Höpker Aſchoff. 
a Friedrich von Berg. 
(Siegel) Georg Zierſch. 
Dr. Karl Frank. 
Dr. Hermann Erythropel, Miniſterialdirektor. 
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Anlage 
Zu der Verhandlungsniederſchriſt 
vom 12. Oktober 1925. 
Dr. Hermann Erythropel, 
Miniſterialdirektor. 


„% 3% ee 
über die Bermögensauseinanderfeßung zwiſchen dem Preußischen Staate und den 
Mitgliedern des vormals regierenden Preußiſchen Königs hauſes. 


Der Preußiſche Staat, vertreten durch den Preußiſchen Finanzminiſter, 
und N 


die Mitglieder des vormals regierenden Preußiſchen Königshauses, vertreten durch den Wirklichen Geheimen Nat 
Friedrich von Berg, 


15 zum Zwecke der Vermögensauseinanderſetzung, vorbehaltlich der Genehmigung des Landtags, folgenden 
Vertrag: i 
J 1. 
Dem Staate verbleiben fortan als unbeſchränktes Eigentum: 

I. Die nachſtehend aufgeführten Grundſtücke (Schlöffer mit Nebengrundſtücken und Gärten) nebſt den 
Zuerwerbungen mit allen darauf befindlichen Gebäuden, Schmuckbauten und Bildwerken, und zwar, 
ſoweit nichts anderes vermerkt, in dem Umfang, in dem ſie ſich am 1. Oktober 1918 im Beſitz und in 
der Verwaltung der Krone befanden: 

Berlin: Altes Schloß mit Luſtgarte ß ' 
Schloß und Park Monbijou mit dem Grundſtücke Monbijouſtraße 4, 
Kronprinzenpalais, 
Prinzeſſinnenpalais, 
Ordenspalais am Wilhelmplatz, 
Schloß und Park Niederſchönhauſen; 

Charlottenburg: Schloß und Park; 

Potsdam: Stadtſchloß mit Luſtgarten, Marſtall, Prinzenſtall, 
Schloß und Park Sansſouci, Neues Palais, Schloß und Park Charlottenhof, Orangerie in 

der ſich aus der beigefügten Karte (Anlage A) ergebenden Begrenzung, 

Neuer Garten mit Marmorpalais, 
Pfingſtberg mit Belvedere, ſoweit nicht im § 2 1 etwas anderes beſtimmt iſt, 
Belvedere auf dem Brauhausberg mit Eishaus; 

Schloß und Park zu Sacrow, 

Jägerhof am Sacrower See, 

Pfaueninſel, 

Schloß zu Königsberg i. Pr., 

Ordensſchloß zu Marienburg, 

Schloß zu Oliva mit Karlsberg, 

Schloß zu Stettin, 

Schloß und Park zu Oranienburg, 

Schloß zu Liegnitz, 

Schloß zu Breslau, 

Schloß zu Quedlinburg, 

Schloß zu Merſeburg, 

Schloß zu Kiel, 8 - 

Hannover: das an der Leinſtraße belegene Leine⸗Schloß und das ihm gegenüberliegende ſogenannte 
te Balis i 

Schloß zu Celle, 

Schloß zu Osnabrück, 

Schloß zu Münſter i. W., 

Schloß zu Caſſel, 

Schloß und Park Wilhelmshöhe bei Caſſel, 

Schloß zu Wiesbaden, 

Schloß und Park zu Homburg v. d. H., 

Schloß und Park zu Brühl, 

Schloß zu Engers, 

Schloß zu Coblenz, 
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Burg Soneck am Rhein, 

Schloß Stolzenfels am Rhein, a 
Jagdſchloß Grunewald mit Grunewaldſee, 
Jagdſchloß Stern, ü 
Burgruine am Grimmnitzſee, 

Jagdſchloß Hubertusſtock, 

Jagdſchloß Saupark bei Springe, 
Jagdſchloß Göhrde, i 
Jagdſchloß Letzlingen, 

Königsſtuhl von Rhenſe, 

Clauſe bei Caſtel. 


II. Die beweglichen Gegenſtände, die ſich am 1. Dezember 1925 auf den dem Staate verbleibenden Grund⸗ 
ſtücken befinden, ſoweit fie nicht gemäß §2 IV dieſes Vertrags in Verbindung mit Anlage B Ab⸗ 
ſchnitt II und III dem vormals regierenden Königshauſe verbleiben (die hiernach dem Staate ver⸗ 
bleibenden Gegenſtände find in Anlage B Abſchnitt Ta näher bezeichnet). Ferner erhält der Staat 
die in Anlage B Abſchnitt Ib aufgeführten Inventarſtücke. 


III. Die ehemaligen Kroninſignien (Zepter, Reichsapfel, Reichsſiegel, Reichsfahne, Reichshelm; Ver⸗ 
zeichnis mit Beſchreibung ſ. Anlage C). 


IV. Die in den Berliner Muſeen befindlichen, früher von Mitgliedern des vormals regierenden Königs- 
hauſes dem Staate zur öffentlichen Ausſtellung überwieſenen Kunſtgegenſtände ſowie die Kunſtgegen⸗ 
ſtände der Schackgalerie in München, und zwar als Hohenzollernſtiftung, ſoweit die Gegenſtände 
nicht ſchon bisher Staatseigentum waren. 


V. Die ehemalige Hofapotheke in Berlin, Monbijouplatz 9, mit Inventar. 
VI. Die Grundſtücke und Gebäude der vormals Königlichen Theater 


in Berlin (Oper Unter den Linden, Schauſpielhaus am Gendarmenmarkt, die ſuperfiziariſchen 
Rechte an den Grundſtücken des ſogenannten Krollſchen Etabliſſements am Königsplatz, Ver⸗ 
waltungsgebäude Dorotheenſtraße 3, Neues Dekorationsmagazin Prinz⸗Louis⸗Ferdinand⸗ 
Straße 4/Prinz⸗Friedrich⸗Karl⸗Straße 4, Dekorationsmagazin Franzöſiſche Straße 30/33), 

in Caſſel, 

in Wiesbaden, N 


ſämtlich mit dem bei der Übernahme des Theaterbetriebs durch den Staat vorhandenen Theater⸗ 


fundus (Dekorationen, Beleuchtungsgegenſtänden, Garderobe, Requiſiten, Hausinventar, 
Muſikinſtrumenten, Büchern uſw.). N 


VII. Die nachſtehend aufgeführten Nugtzgrundſtücke 


Berlin: Marſtall, Breite Straße 30—37 und Am Schloßplatz 7, Georgenſtraße 40—42 und Bauhof 
ſtraße 9, Georgenſtraße 43 und Bauhofſtraße 8, Georgenſtraße 45/46 und Bauhofſtraße 6, Bau⸗ 
hofſtraße 3—5, Werderſche Roſenſtraße 1—3, Niederlagſtraße 1—3, Prinz⸗Friedrich⸗Karl⸗Straße 8, 
Prinz⸗Louis⸗Ferdinand⸗Straße 5 und 6, Oranienburger Straße 76a, 78 und 79 neuer Bezeich⸗ 
nung, Wildmeiſterei (Gaſtwirtſchaft) Paulsborn in Berlin⸗Grunewald. 

Charlottenburg: Marſtall am Luiſenplatz und an der Schloßſtraße, Spandauer Straße 710. 

Potsdam: Siefertſtraße 2—8, Hinter der Mammonſtraße 4, Kutſchſtall Neuer Markt 9, Schloß⸗ 
ſtraße 12, Schwertfegerſtraße 8, Kabinetthaus Am Neuen Markt 1, Schauspielhaus Am Kanal 8, 
Friedrichſtraße 17, Am Kanal 53, Am Kanal 67, Alte Luiſenſtraße 79, 85, Zimmerſtraße 6 
und 10, Lenneſtraße 5—11, 26—34, Jägerſtraße 23, Allee nach Sansſouci 5, 6, Villa Illaire, 
Teil der Melonerie hinter dem Schirrhof, Marienſtraße 24, Bornſtedt, Viktoriaſtraße 1, 50, 51, 
ehemals Schleihahnſches Grundſtück (Drachenberg), ehemalige Gärtnerlehranſtalt am Bahnhof 
Wildpark, Baulichkeiten im Wildpark, Acker an der Pirſchheide (Gemarkung Potsdam, Karten⸗ 
blatt 2, Parzellen Nr. 26, 125), Gaſtwirtſchaft an der Pfaueninſel. 


Königsberg i. Pr.: Luiſenwahl. 
München: Gebäude der Schackgalerie. 
Fraſcati bei Rom: Villa Faleonieri mit Garten. 


VIII. Die in Anlage D dieſes Vertrages nach Lage und Umfang näher bezeichneten Güter und Forſten 
aus dem Haus- und Kronfideikommiß mit den dazugehörigen Gebäuden. 


IX. Die für das Kronfideikommiß eingetragenen Bergwerksgerechtigkeiten in der Schorfheide. 
X. Die in Anlage E Abſchnitt 1 dieſes Vertrags verzeichneten Kapitalienfonds. 


a 


5 82. : 
Dem vormals regierenden Königshauſe verbleiben als unbeſchränktes Eigentum: 


I. Die nachſtehend aufgeführten Schlöſſer und Wohngebäude mit den dazugehörigen Nebengrundſtücken 
und Gärten: 


Burg Hohenzollern, 

Palais Kaiſer Wilhelms I., Berlin, Unter den Linden 37, mit dem Grundſtück Behrenſtraße H, 

Niederländiſches Palais, Berlin, Unter den Linden 36, i 

Schloß und Park Bellevue in Berlin, mit der Maßgabe, daß der früher zum Tiergarten gehörige 
Geländeſtreifen an den Staat zurückfällt, 

Schloß und Park Babelsberg bei Potsdam, 

Jagdſchloß Königswuſterhauſen bei Berlin, 

Jagdhaus Rominten, 

Obertaunusheim bei Homburg v. d. H., 

Offizierserholungsheim in Arco, 

Achilleion auf Korfu, 

Villa Liegnitz in Potsdam, Allee nach Sansſouci, mit dem Kutſcherhaus und dem Zugang in der 
Lenneſtraße ſowie dem Grundſtücke Zimmerſtraße 11 und feiner Verlängerung bis an die Allee 
nach Sansſouci, 

Villa Quandt in Potsdam, Große Weinmeiſterſtraße 46, 47 und 48, mit dem dazugehörigen Garten, 

Geſamtgröße 3,83 ha. Dem Prinzen Oskar und feiner Gemahlin ſowie ihren Kindern und 
Enkelkindern wird auf Lebenszeit das Recht zur ausſchließlichen Benutzung des unmittelbar 
anſchließenden, zur Zeit eingefriedigten Teiles des Pfingſtberges (2,58 ha groß) eingeräumt. 

Villa Ingenheim in Potsdam mit den Grundſtücken Zeppelinſtraße 76, 78, 79, 88, 

Villa Alexander in Potsdam, Bertiniſtraße 17, 

Villa Adelheidswert bei Homburg v. d. H., 

Villa in Borby, Vogelſang 51, 

Burg Rheinſtein, 

Ansbachſches Palais in Berlin, Wilhehnftrage 102, mit den Zuerwerbungen (Wilhelmſtraße 103, 
104 und dem Gartengrundſtück Anhaltſtraße / Ecke Königgrätzer Straße), 

Schloß Reinhartshauſen, Erbach im Rheingau, 

Hausgrundſtücke in Groß⸗Tabarz, Lauchagrundſtraße 27a, 31. 


II. Die nachſtehend aufgeführten Nutzgrundſtücke: 


Berlin: Breite Straße 29, Oranienburger Straße 77 neuer Bezeichnung, 

Charlottenburg: Dienſtgebäude der Hofkammer am Luiſenplatz, 

Potsdam: Kolonie Alexandrowka mit Kapellenberg, Matroſenſtation am Jungfernſee mit dem 
Uferſtreifen nördlich der Chauſſee nach der Schwanenbrücke zwiſchen Schwanenbrücke und 
Glienicker Brücke und dem Grundſtücke Neue Königſtraße 61, Neue Königſtraße 26 (ehemals 
Waſchanſtalt), Grundſtück an der Süd⸗Oſt⸗Ecke des Parkes von Charlottenhof zwiſchen Schaf- 
graben und Sigismundſtraße (auf der dieſem Vertrage beigefügten Karte — Anlage A — 
ſchraffiert), Kaiſer⸗Wilhelm⸗Straße 29, Weinberg am Obeliſk mit Marienſtraße 25, Allee nach 
Sansſouci 8, Schlößchen Lindſtedt, Bornim, Dorfſtraße 36/37 (Mädchenwaiſenaſyl Bethesda), 
Nikolskoe (Kirche, Begräbnisplatz, Schule, Blockhaus), 

Plön: Hinterreihe 309 b, Große Inſel im Plöner See und Inſelwarder Riff, 

Askanierturm am Werbellinſee, 

Denkmal des Prinzen Louis Ferdinand bei Saalfeld, 

Erlöſerkirche in Gerolſtein mit Villa Sarabodis, 

Evangeliſche Kapelle in Wildbad Gaſtein, 

Evangeliſches Bethaus in Marienbad. 


III. Die nachſtehend aufgeführten Güter und Forſten mit den dazugehörigen Gebäuden: 


die Herrſchaft Cadinen, 

die Güter und Forſten des Haus- und Kronfideikommiſſes mit Ausnahme der nach § 1 VIII dieſes 
Vertrags dem Staate fortan verbleibenden Beſitzungen, | 

die Farmen Dickdorn und Koſis im früheren Schutzgebiete Deutſch⸗Süd⸗Weſtafrika, 

das Thronlehen Fürſtentum Oels mit den dazugehörigen Fideikommiß⸗ und Allodialbeſitzungen, 

die den Neben- und Seitenlinien gehörigen Güter Uetz, Paretz und Falkenrehde, Hemmelmark und 
Luiſenberg, Frauendorf und Göritz, Camenz, Seitenberg, Schnallenſtein und Schönau. 


IV. Die beweglichen Gegenſtände, die ſich am 1. Dezember 1925 auf den dem vormals regierenden Königs⸗ 
hauſe verbleibenden Grundſtücken und im Möbelſpeicher des Schloſſes Charlottenburg befinden ſowie 
die in Anlage B Abſchnitt II und III dieſes Vertrags verzeichneten Gegenſtände. 
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Zur Aufbewahrung dieſer Gegenſtände ſtellt der Staat dem vormals regierenden Königshauſe 
den Möbelſpeicher des Schloſſes Charlottenburg bis zum 31. März 1946 unentgeltlich zur Verfügung. 
In Anſehung der in Anlage B Abſchnitt III bezeichneten, im Eigentume des vormals regierenden 
Königshauſes verbleibenden Kunſtwerke, von denen das vormals regierende Königshaus die zu 1 
bis 10 aufgeführten an den Orten belaſſen wird, an denen ſie ſich zur Zeit befinden, hat der Staat 
ein Vorkaufsrecht (58 504ff. des Bürgerlichen Geſetzbuches); an die Stelle der im § 510 Abſ. 2 des 
Bürgerlichen Geſetzbuches beſtimmten Friſt tritt eine Friſt von zwei Monaten. 
V. Die in Anlage E Abſchnitt II dieſes Vertrags verzeichneten Kapitalienfonds. 


8 8 
Entſchädigungsſummen, die auf Grund des Vertrags von Verfailles künftig für zur Zeit im Auslande be- 
findliche Beſtandteile des Vermögens des vormals regierenden Königshauses gezahlt werden, fallen dem letzteren 
zu. Etwaige Erſatzanſprüche für Entſchädigungsſummen, die auf Grund des Verfailler Vertrags vom Reiche an 
Preußen bereits gezahlt ſind, gelten als durch die im 88 vereinbarte Zahlung mitabgegolten. 


§ 4. 

(1) Das Hausarchiv in Charlottenburg wird vom Staate und vom vormals regierenden Königshauſe ge- 
meinſam verwaltet. Die Leitung der Geſchäfte haben ein ſtaatlicher Archivbeamter und ein vom vormals regierenden 
Königshauſe zu ernennender Archivar. Die Aufſicht über die Geſchäftsführung und die Benutzung führt im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Generalbevollmächtigten des vormals regierenden Königshauſes der Generaldirektor der Staats⸗ 
archive, der auch die ſonſt für den Dienſt im Hausarchiv erforderlichen Beamten ernennt. Die perſönlichen und ſäch⸗ 
lichen Koſten der Verwaltung werden vom Staate verauslagt und am Schluſſe jedes Rechnungsjahrs vom vormals 
regierenden Königshauſe zur Hälfte erſtattet. 

(2) Veränderungen im Beſtande des Hausarchivs können nur im Einvernehmen der Vertragſchließenden 
vorgenommen werden. Der Staat ſowohl wie das vormals regierende Königshaus werden auch weiterhin die ihrer 
Herkunft und Entſtehung nach in das Hausarchiv gehörenden Archivalien an das Hausarchiv abgeben. 


8 5. 
(1) Die Verwaltung der im Schloſſe Monbijou befindlichen Sammlungen (Hohenzollernmuſeum) über⸗ 
nimmt der Staat. Er wird das Schloß Monbijou auch weiterhin für das Muſeum zur Verfügung ſtellen und dieſes 
in ſeiner Eigenart erhalten. Das vormals regierende Königshaus beläßt die ihm gehörigen Sammlungsgegen⸗ 
ſtände in dem Muſeum. Gegenftände, die aus den Sammlungen ausgeſchieden werden follen, find, ſoweit fie nicht 
in den zu 9 11 dieſes Vertrags aufgeführten Schlöſſern ausgeſtellt werden, dem vormals regierenden Königshauſe 
koſtenlos zu übergeben. f f 
(2) Neuerwerbungen ſeit dem 1. Januar 1919 verbleiben im alleinigen Eigentume des Staates. 


Re $ 6. 

„e Die Verwaltung der im Schloſſe Berlin befindlichen Hausbibliothek übernimmt der Staat. Er wird 
die Bibliothek, die im Schloſſe Berlin verbleibt, in ihrer Eigenart erhalten. Das vormals regierende Königshaus 
beläßt die ihm gehörigen Teile der Bibliothek in der Sammlung. Handſchriften, Druckwerke und Einzelblätter, 
die aus der Sammlung ausgeſchieden werden ſollen, find, ſofern fie nicht im Hausarchiv oder in den zu 51 1 ge⸗ 
ber ner der Benutzung zugänglich gemacht werden, dem vormals regierenden Königshauſe keſtenlos 
zu übergeben. 


2 Neuerwerbungen ſeit dem 1. Januar 1919 verbleiben im alleinigen Eigentume des Staates. 


9 7. : 

9) Der Staat ftellt dem vormals regierenden Könige Wilhelm II. auf etwaigen Wunſch Schloß und Park 
zu Homburg v. d. H. als Wohnſitz für ihn und ſeine Gemahlin auf Lebenszeit beider zur Verfügung. Der Staat 
ſtellt dem vormaligen Kronprinzen und feiner Gemahlin ſowie ihren Kindern und Enkelkindern auf Lebenszeit 
den im Neuen Garten bei Potsdam gelegenen Cecilienhof als Wohnſitz zur Verfügung mit dem Rechte der aus⸗ 
ſchließlichen Benutzung der zum Cecilienhofe bisher bereits abgegrenzten Teile des Neuen Gartens und dem Rechte 
der Nutzung der gegenwärtig im Beſitze des vormaligen Kronprinzen befindlichen Nebengebäude. Die Unterhaltung 
der Gebäude und Gartenanlagen erfolgt durch den vormaligen Kronprinzen und ſeine Rechtsnachfolger im Ein⸗ 
vernehmen mit der zuſtändigen ſtaatlichen Bau- und Gartenverwaltung. Sobald das am Cecilienhof eingeräumte 
Wohnrecht aufgegeben wird oder ſonſt erliſcht, übernimmt der Staat den Cecilienhof zu dem alsdann vorhandenen, 
durch einen Sachverſtändigen abzuſchätzenden Bauwerke. Den Sachverſtändigen ernennt das im § 15 vorgeſehene 
Schiedsgericht. N = 

(2) Der Staat überläßt dem vormals regierenden Königshauſe den im Park von Sansſouci beim Neuen 
Palais gelegenen Antiken Tempel nebſt einem ihn unmittelbar umſchließenden 10 m breiten Geländeſtreifen als 
Mauſoleum zu ſuperfiziariſchen Rechten. Er verpflichtet ſich, das Mauſoleum Kaiſer Friedrichs III. im Park von 
Sansſouci ſowie das Mauſoleum im Park von Charlottenburg ſtets in ſeinem gegenwärtigen Zuſtande zu erhalten. 
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(3) Das vormals regierende Königshaus wird die ihm nach dieſem Vertrage verbleibenden, bisher der 
Allgemeinheit zugänglich geweſenen Schlöſſer und Gartenanlagen, ſolange fie ſich in feinem Beſitze befinden, mög⸗ 
lichſt in dem früheren Umfange weiterhin der Allgemeinheit zugänglich halten und das Schloß zu Rheinsberg, 
das Schlößchen Paretz und die Burg Rheinſtein nach den Grundſätzen der Denkmalspflege erhalten. 


§8. 

Der Staat zahlt an das vormals regierende Königshaus zu Händen des Wirklichen Geheimen Rates Friedrich 
von Berg zehn Millionen Reichsmark ſogleich nach Genehmigung dieſes Vertrags durch den Landtag und weitere 
zwanzig Millionen Reichsmark in vier gleichen Vierteljahrszahlungen, beginnend mit dem erſten Tage des auf 
das Inkrafttreten des Vertrags folgenden Kalendervierteljahrs. 


§ 9. a 
Das vormals regierende Königshaus verzichtet auf etwaige Anſprüche auf die Weiterzahlung der durch 
Abſchnitt III der Verordnung vom 17. Januar 1820 (Geſetzſamml. S. 9 feſtgeſetzten Kronfideikommißrente, auf 
die unentgeltliche Lieferung von jährlich 40 Remonten aus dem Geſtüte Trakehnen (Kabinettsorder vom 30. März 
1849) und auf den Erſatz der Aufwendungen, die aus ſeinem Privatvermögen auf die beim Staate verbleibenden 
Schlöſſer, Grundſtücke und ſonſtigen Gegenſtände gemacht worden find. 


§ 10. f Be = 

Die ſchwebenden Rechtsſtreitigkeiten werden für erledigt erklärt. Die bisher entſtandenen Koſten trägt der 

bisher jeweils unterlegene Teil. 
§ 11. : 

(1) Der Staat verpflichtet ſich, die Verſorgung der früheren Hofbeamten im Sinne des §1 der Verordnung 
vom 10. März 1919 (Geſetzſamml. S. 45), der Beamten und früheren Beamten aus dem Dienſtbereiche der Hof⸗ 
kammer und ihrer Hinterbliebenen unter Übernahme der Verſorgungsbezüge auf die Staatskaſſe nach den in der 
Anlage F dieſes Vertrags niedergelegten Grundſätzen zu regeln. Werden frühere Hofbeamte im Sinne des §1 der 
Verordnung vom 10. März 1919, Beamte oder frühere Beamte aus dem Dienſtbereiche der Hofkammer im Dienſte 
des vormals regierenden Königshauſes oder eines feiner Mitglieder nach dem 31. März 1926 weiter- oder wieder- 
beſchäftigt, ſo hat das vormals regierende Königshaus die Verſorgungsbezüge dieſer Beamten, ſoweit es ſich nicht 
um Beamte handelt, die ſich bereits am 1. Oktober 1925 im dauernden Ruheſtande befanden und ſeitdem weiter⸗ 
beſchäftigt werden, dem Staate zu erſtatten. Die Erſtattungspflicht endet bei denjenigen Beamten, die am 31. März 
1926 das 55. Lebensjahr überſchritten haben, mit ihrem Ausſcheiden aus dem Dienſte des vormals regierenden 
Königshauſes. Vorübergehende Weiter- oder Wiederbeſchäftigung auf die Dauer von längſtens 6 Monaten kann 
vom Staate mit der Maßgabe genehmigt werden, daß die Erſtattungspflicht bei dem Wiederausſcheiden der Beamten 
aus dem Dienſte des vormals regierenden Königshauſes endet. 

(2) Das vormals regierende Königshaus verpflichtet ſich, von der Weiter- oder Wiederbeſchäftigung von 
früheren Hofbeamten im Sinne des $1 der Verordnung vom 10. März 1919, von Beamten und früheren Beamten 
aus dem Dienſtbereiche der Hofkammer nach dem 31. März 1926 dem Preußiſchen Finanzminiſter jeweils Mit⸗ 
teilung zu machen. Es wird dieſe Beamten, ſoweit fie nicht ſchon in den dauernden Ruheſtand verſetzt find, veran⸗ 
laffen, ihre Verſetzung in den dauernden Ruheſtand gemäß der in Anlage F enthaltenen Regelung nachzuſuchen. 

(3) Diejenigen in feinem Dienſte beſchäftigten Beamten, die ſich beim Abſchluſſe dieſes Vertrags in einer 
in dem Beſoldungsplane Beilage B zum Haushalte des Finanzminiſteriums (Kap. 61a Tit. 1) für das Rechnungs⸗ 
jahr 1925 vorgeſehenen planmäßigen Beamtenſtelle befinden, wird das vormals regierende Königshaus in ihren 
geſamten Dienſteinkommens- und Verſorgungsbezügen fo ſtellen, als wenn fie in der betreffenden Planſtelle dauernd 
als unmittelbare Staatsbeamte verblieben wären. 

§ 12. 

(1) Die nach den Beſtimmungen dieſes Vertrags dem Staate oder dem vormals regierenden Königshauſe 
zugeteilten Gegenſtände verbleiben ihnen mit den beim Inkrafttreten des Vertrags darauf ruhenden Laſten und 
Verpflichtungen. z 

(2) Die Vertragſchließenden verpflichten ſich, bei der Beſeitigung wirtſchaftlicher Schwierigkeiten, die ſich 
aus der Trennung bisher zuſammengehöriger oder einheitlich verwalteter Grundſtücke ergeben, einander behilf- 
lich zu ſein und ſich gegenſeitig das Recht zur unentgeltlichen Benutzung von ſchon vorhandenen Zugangswegen, 
Waſſerzuleitungen und ähnlichen Anlagen zu gewähren. a 1 

(3) Die bis zum Inkrafttreten dieſes Vertrags vorgenommenen Rechts- und Verwaltungshandlungen 
der mit der Verwaltung des beſchlagnahmten Vermögens beauftragten Stellen werden von den Vertragſchließenden 
als ordnungsmäßig und für ſie verbindlich anerkannt; bereits getroffene Verfügungen bleiben gültig. 


. § 13. 
Die Vertragſchließenden verpflichten ſich, alle Eintragungen in den öffentlichen Büchern herbeizuführen 
und alle Förmlichkeiten zu erfüllen, die notwendig ſind, um dieſen Vertrag zur Durchführung zu bringen. 
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Soweit in dieſem Vertrage etwa über einzelne Grundſtücke oder andere Gegenſtände eine Regelung nicht 
getroffen iſt, bleibt der bisherige Rechtszuſtand maßgebend. 


(1) Alle Fragen, die ſich bei der Durchführung dieſes Vertrags ergeben, und ebenfo künftige Zweifels⸗ 
fragen über die Vermögensauseinanderſetzung zwiſchen dem Staate und dem vormals regierenden Königshauſe 
werden, ſoweit die Verkragſchließenden ſich darüber nicht verſtändigen, unter Ausſchluß des Rechtswegs durch 
ein Schiedsgericht endgültig entſchieden. Das Schiedsgericht beſteht aus drei Mitgliedern, von denen der Staat 
und das vormals regierende Königshaus je eines ernennt. Die beiden ernannten Mitglieder wählen den Obmann 
des Schiedsgerichts, kommt eine Einigung unter ihnen nicht zuſtande, wird der Obmann durch den Präſidenten 
des Preußiſchen Kammergerichts ernannt. 


(2) Das Schiedsgericht tagt in Berlin. Auf das Verfahren finden die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung 
und des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes entſprechende Anwendung. 
§ 16. 
Die Regelung der Rechtsverhältniſſe innerhalb des vormals regierenden Königshauſes wird durch dieſen 
Vertrag nicht berührt. Rechte Dritter werden durch ihn nicht begründet und nicht berührt. 
9 
Dieſer Vertrag wird mit dem 1. April 1926 wirkſam. 


Berlin, den 12. Oktober 1925 


gez. Dr. Hermann Höpker Aſchoff 
» Friedrich von Berg. 


Anlagen 
zu dem Vertrag über die Vermögensauseinanderſetzung zwiſchen dem 
Preußiſchen Staate und den Mitgliedern des vormals regierenden 
Preußiſchen Königshauſes vom 12. Oktober 1925. 


Anlage A. ö 
(Zu § 11 und $ 211 des Vertrages.) 
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Anlage B. 


Su §11I und § 2 1IVdes Vertrages.) 


Verzeichnis 


der beweglichen Gegenſtände, die nach $ 1 ll des Vertrages dem Staate (Abſchnitt la 
und b), nach $ 21V des Vertrages dem vormals regierenden Königshauſe 


8 


D 


(Abſchnitt II und III) verbleiben. 


Abſchnitt la. 


„Die in den laufenden Verwaltungsinventaren des Schloſſes Berlin verzeichneten Gegenſtände. 
Das im Kronprinzen⸗Palais noch vorhandene Inventar mit Ausnahme der Danziger Treppe. 
„Die in dem laufenden Verwaltungsinventar des Prinzeſſinnen⸗Palais verzeichneten Gegenſtände, 


ſoweit fie nicht gemäß Abſchnitt II Ziffer 1 dem vormals regierenden Königshauſe verbleiben. 


Das im Ordenspalais am Wilhelmplatze noch vorhandene Inventar. 
5. Die in den laufenden Inventar⸗ und Bilderverzeichniſſen des Schloſſes Niederſchönhauſen verzeich⸗ 


neten Gegenſtände. 


. Die in den laufenden Verwaltungsinventaren des Schloſſes Charlottenburg und feiner Nebengebäude 


(Pavillon, Belvedere, Mauſoleum) verzeichneten Gegenſtände mit Ausnahme der Gegenſtände im 
Möbelſpeicher und der fünf Gobelins im Stile Le Bruns im dritten Gobelinzimmer des Schloſſes. 


„Die in den laufenden Verwaltungsinventaren des Stadtſchloſſes Potsdam und des Belvedere auf 


dem Brauhausberge verzeichneten Gegenſtände. 


. Die in den laufenden Verwaltungsinventaren des Schloſſes Sansſouci, der Gemäldegalerie, der 


Neuen Kammern und der übrigen Nebengebäude ſowie des Japaniſchen Hauſes verzeichneten Gegen- 
ſtände, mit Ausnahme der Büſte Karls XII. von Bouchardon im Marmorſaale. 


„Die in den laufenden Verwaltungsinventaren des Neuen Palais und feiner Nebengebäude verzeich— 


neten beweglichen Gegenſtände. 


„Die in den laufenden Verwaltungsinventaren des Schloſſes Charlottenhof, des Pavillons und der 


Römiſchen Bäder verzeichneten Gegenſtände. 


„Die in den laufenden Verwaltungsinventaren der Orangerie bei Sansſouei verzeichneten Gegen⸗ 


ſtände. 


„Die in den laufenden Verwaltungsinventaren des Marmorpalais und der übrigen im Beſitz des 


Staates verbleibenden Gebäude im Neuen Garten verzeichneten Gegenſtände. 


. Die in dem laufenden Verwaltungsinventar der Gebäude auf dem Pfingſtberge verzeichneten Gegen⸗ 


ſtände. 


„Die in den laufenden Verwaltungsinventaren des Gutshauſes in Sacrom und feiner Nebengebäude 


verzeichneten Gegenſtände. 


„Die in den laufenden Verwaltungsinventaren der Gebäude auf der Pfaueninſel verzeichneten Gegen- 


ſtände. 


. Die in den laufenden Verwaltungsinventaren des Schloſſes Königsberg verzeichneten Gegenſtände. 
Das von der Stadt Hannover herauszugebende Inventar des Leine⸗Schloſſes und des Georgs⸗Palais, 


ſoweit es nicht laut beſonderer Vereinbarung dem vormals regierenden Königshauſe verbleibt. 


„Die in den laufenden Verwaltungsinventaren des Reſidenz⸗Palais, des Fürſtenhofs und des Mar- 


ſtalls in Caſſel verzeichneten Gegenſtände. 


„Die in den laufenden Verwaltungsinventaren des Schloſſes Wilhelmshöhe und feiner Nebengebäude 


verzeichneten Gegenſtände, ſoweit fie nicht im Ballſaal untergebracht find. 


. Die in dem laufenden Verwaltungsinventar der Löwenburg bei Wilhelmshöhe verzeichneten Gegen⸗ 


ſtände. 


„Das bei der demnächſtigen Rückgabe des Schloſſes Wiesbaden durch die Beſatzungsbehörde dort noch 


vorhandene Inventar, ſoweit es bei der Übernahme durch die Krone Preußen auf Grund des Ge⸗ 


ſetzes vom 27. Januar 1868 (Geſetzzamml. S. 61) bereits vorhanden war oder aus heſſiſchen oder 
rheiniſchen Schlöſſern ſtammt. 


„Die in den laufenden Verwaltungsinventaren des Schloſſes Homburg v. d. H. und ſeiner Neben⸗ 


gebäude verzeichneten Gegenſtände. 


23. Die in den laufenden Verwaltungsinventaren des Schloſſes Brühl und ſeiner Nebengebäude ver⸗ 


zeichneten Gegenſtände. 


— 279 


24. Das im Schloſſe Coblenz noch vorhandene Inventar. 

25. Die in dem laufenden Verwaltungsinventar der Burg Soneck verzeichneten Gegenſtände. 

26. Die in dem laufenden Verwaltungsinventar des Schloſſes Stolzenfels verzeichneten Gegenſtände, 
auch ſoweit ſie zur Zeit im Schloſſe Charlottenburg (Hauptgebäude) aufbewahrt werden. 

27. Das Inventar des Jagdſchloſſes Grunewald. 

28. Das Inventar des Jagdſchloſſes Stern. 5 a 

29. Das in den Schlöffern Oliva, Stettin, Breslau, Liegnitz, Quedlinburg, Merſeburg, Kiel, Celle, Osna⸗ 
brück, Münſter, Engers, Letzlingen, im Bayriſchen Hauſe im Wildpark, im Mauſoleum an der Friedens⸗ 
kirche und in den ſonſtigen laut $ LI und VII des Vertrags dem Staate verbleibenden Gebäuden mit 
Ausnahme der Jagdſchlöſſer Hubertusſtock, Saupark und Göhrde noch vorhandene Inventar. 

Unter Verwaltungsinventaren im Sinne der Ziffern 1 und folgende ſind auch die Bilder, Skulpturen⸗ 
und Bücherverzeichniſſe zu verſtehen. 
Abſchnitt Ib. 

1. Proben der in die dem Staate verbleibenden hiſtoriſchen Schlöſſer gehörigen Porzellan⸗Service, zur 
Aufſtellung in dieſen Schlöſſern. 5 

2. Die Bilder aus den Galerien Friedrichs des Großen, die unter den Gegenſtänden des Abſchnitts Ia 
nicht inbegriffen ſind und die noch in den Bildervorräten ermittelt werden. Für die Herkunft aus 
den Galerien Friedrichs des Großen ſind die Gemäldebeſchreibungen von Matthias Oeſterreich maß- 


gebend. 
3. Die an Staatsbehörden und andere Stellen aus Schlöſſern leihweiſe oder mietweiſe abgegebenen 
Gegenſtände. a 


Abſchnitt ll. 
1. Die in dem laufenden Verwaltungsinventar des Prinzeſſinnen⸗Palais mit den blauen Nummern 1 
bis 21 bezeichneten Gegenſtände. 
2. Das von der Stadt Hannover herauszugebende Inventar des Leine⸗Schloſſes und des Georgs⸗Palais 
laut beſonderer mit dem Staate getroffener Vereinbarung (vgl. oben Ia Ziffer 17). 
3. Das im Ballſaale zu Wilhelmshöhe aufbewahrte Inventar. 
4. Das bei der demnächſtigen Rückgabe des Schloſſes Wiesbaden durch die Beſatzungsbehörde dort noch 


© 


vorhandene Inventar, ſoweit es nicht laut Abſchnitt Ia Ziffer 21 der Staat erhält. 
5. Das Inventar des Jagdſchloſſes Hubertusſtock. 
6. Das noch nicht veräußerte Inventar des Jagdſchloſſes Saupark bei Springe. 
7. Das noch nicht veräußerte Inventar des Jagdſchloſſes Göhrde. 


5 Abſchnitt Ul. 
1. Watteau, Einſchiffung zur Liebesinſel (im Schloß Berlin). 
2. Fünf Wandteppiche im Stile Le Bruns (im Schloß Charlottenburg). 
3. Bouchardon, Büſte Karls XII. (im Schloß Sansſouci). 
4. Franz Krüger, zwei Paradebilder (in der Nationalgalerie). 
5. Menzel, Überfall von Hochkirch (in der Nationalgalerie). 
6. Schadow, Doppelſtatue (im Schloß Berlin). 
7. Die Pokale von Jamnitzer und Petzolt (im Schloß Berlin). 
8. Der Eberswalder Goldfund (in den Staatlichen Muſeen Berlin). 


9. Die Ausgrabungen der Herzogin Paul von Mecklenburg in Kärnten und Krain (in den Staatlichen 
Muſeen Berlin). 


10. Pater, Badende Mädchen und Tanz im Freien Seidel: Franzöſiſche Kunſtwerke Nr, 87/88] (im 
Neuen Palais). 
II. Watteau, Der Tanz. 
12. Gobelins nach Boucher aus der kaiſerlichen Wohnung im Schloß Berlin. 
13. Chardin, Der Zeichner. 
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Anlage €. 
(Su $ 11H des Vertrages.) 


Verzeichnis 


der Preußiſchen Kron⸗Inſignien, die nach § 1 Ul des Vertrages dem Staate verbleiben. 


1. 
Königl. Kronſchatzes an Edelſteinen, Perlen und Reichs⸗Inſignien“ VIII, 1, S. 62) etwa 70 em lang, 


m 


Das Zepter (verzeichnet im, Inventarium des im Gewahrſame des Königl. Kron⸗Treſors vorhandenen 


aus emailliertem, mit Diamanten und Rubinen beſetztem Gold; an der Spitze ein auf zwei zuſammen⸗ 
gefaßten großen Rubinen aufſitzender, heraldiſcher preußiſcher Adler, deſſen Leib ein dritter großer 
durchbohrter Rubin bildet; die Rubine en cabochon geſchliffen. g 


„Der Reichsapfel (Inventarium VIII, 2, S. 63) aus emailliertem Gold, kugelförmig, unten ab⸗ 


geplattet, Durchmeſſer etwa 8 om. Der der Kugel anliegende kreuzförmige Bügel und der Gürtel 
mit Diamanten und Rubinen beſetzt. Auf dem Schnittpunkte des Bügels ein mit Rubinen und 
Diamanten beſetztes etwa 4½ em hohes Kreuz. 


„Das Reichsſiegel (Reichs⸗Inſiegel), Inventarium VIII, 19, S. 64), kreisrund, Durchmeſſer etwa 


15 em, in Metall geſchnitten, zeigt König Friedrich I. von Preußen, auf dem Throne ſitzend, unter 
einem von den beiden Wappenhaltern des preußiſchen Wappens gehaltenen Baldachin, mit Zepter 
und Reichsapfel, flankiert von 2 Adlern. Die Metallkapſel des Siegels aus vergoldetem, reich ziſe⸗ 
liertem Gelbmetall. 


Die Reichs-Fahne (Reichs-Panier) Inventarium VIII, 18, S. 64) aus drap d'argent mit dem 


darauf applizierten preußiſchen Adler in ſchwarzem Samt mit goldenen Emblemen. Der Adler trägt 
Zepter und Reichsapfel in den Klauen, auf der Bruſt das Monogramm F. W. R. mit Krone in Gold. 
Die Spitze des Fahnenſtockes aus geſchnittenem Meſſing mit dem Monogramm F. R. und Krone. 
Das Fahnentuch etwa 1 m lang, 80 em breit. 


„Oer Reichshelm (Inventarium VIII, 20, S. 64) — runde Haube mit geſchloſſenem Gitterviſier — 


aus vergoldetem Kupfer, mit reichen barocken Blattornamenten verziert; auf dem Halsanſatz ein den 
Großen Kurfürſten darſtellendes Medaillon; die Helmzier aus weißen und ſchwarzen Straußenfedern. 


Anlage D. 
(Zu §1 VIII des Vertrages.) 


Verzeichnis 


der Güter und Forſten aus dem Haus⸗ und Kronſideikommiß, die nach § 1 VII 


1. 


des Vertrages dem Staate verbleiben. 


Von der Herrſchaft Wuſterhauſen bei Berlin: 
a) das Gut Karlshof, 384 ha, 
p) das Gut Rotzis, 404 ha, 
e) das Gut Waltersdorf, 453 ha, 
d) das Gut Theurow mit Mühlenländereien, 194 ha, 
e) das Gut Loepten, 248 ha, re 5 
f) die Flächen des Rentamtes Wendiſch⸗Buchholz mit Ausnahme der Wieſen bei Groß⸗Waſſer⸗ 
117 112 ha) und des Koethener und Gr. und Kl. Wichring⸗Sees (242,4 ha), insgeſamt 
(,3 ha. 
g) die Oberförfterei Königswuſterhauſen, mit Ausnahme der bei Miersdorf und Schulzendorf ge- 
legenen Jagen 225 bis 228, 266 bis 276 (370,8 ha), der Hankelsablage bei Zeuthen Jagen 220 a 
(1,9 ha) und der zum Bebauungsplan Königswuſterhauſen und zur ſogenannten Faſanerie 
gehörigen Jagen 201 bis 216 (220 ha) — 5136,2 ha Holzbodenfläche und 929,6 ha Nichtholz⸗ 
boden, darunter 706,9 ha Seenfläche —, insgeſamt 6065;8 ha; 5 Zr 
h) die Oberförſterei Sammer und das Sägewerk Neubrück (mit Einrichtung) mit-5774,9 ha Holz⸗ 
bodenfläche und 730,8 ha Nichtholzboden, darunter 397,9 ha Seenfläche, insgeſamt 6505, ba, 


— 


i) die Oberförſterei Staakow, mit Ausnahme der Jagen 93 bis 100 — 6099, ha Holzbodenfläche 
und 472,6 ha Nichtholzboden, darunter 20,8 ha Seenfläche —, insgeſamt 6572, ha, 

k) ein Teil der Oberförfterei Klein⸗Waſſerburg, und zwar von der Förſterei Streganz die Jagen 245 
bis 275 (903,5 ha) und von der Förſterei Birkbuſch die Jagen 176 bis 205 (882,5 ha), darunter 
72,6 ha Nichtholzboden, insgeſamt 1786 ha, 


2. Das Krongut Bornim (Kreis Oſthavelland), 464,188 ha. 

3. Das Gut Heinrichsberg (Kreis Wolmirſtedt), 628,8706 ha. 

4. Das Gut Fürſtenau (Kreis Neumarkt), 627,029 ha (Land 466,2786 ha, Forſt 160/7518 ha), 

5. Das Gut Siegersdorf (Kreis Bunzlau), 816,605 ha (Land 372/7892 ha, Forſt 443,83 16 ha). 

6. Das Gut Oberthomaswaldau (Kreis Bunzlau), 449,998 ha (Land 318,2 704 ha, Forſt 131,7250 ha). 


7. Die Revierförſterei Detershagen (Kreis Jerichow I) mit 1843,69 23 ha Holzbodenfläche und 100 ha 
Nichtholzboden, insgeſamt 1943,69 23 ha. 


Anlage E. 
(Zu § 1X und § 2 des Vertrages.) 
: Verzeichnis ; 
der Kapitalienfonds, die nach § 1X des Vertrags dem Staate (Abſchnitt 1), nach $ 2V 
des Vertrags dem vormals regierenden Königshauſe (Abſchnitt II) verbleiben. a 


Abſchnitt J. 
„Kronfideikommiß⸗Kapitalienfonds zu ½. 
Hausfideikommiß⸗Kapitalienfonds zu U. 
Dombaufonds. 
„Brandſchadenfonds. 
„Beſtände des früheren Heroldsamts. 
. Sammelfonds für außerordentliche Subſtanzverbeſſerungen von Caſſel⸗Wilhelmshöhe. 


Abſchnitt u. 


Se d e Hm 


[er 


J. Kronfideikommiß⸗Kapitalienfonds zu ½. 

2. Hausfideikommiß⸗Kapitalienfonds zu ½ mit Nebenfonds (Überſchüſſe der Hofkammerrentei). 

3. Fonds zur Unterhaltung der Kirchen in Gerolſtein, Wildbad Gaſtein und Marienbad. 

4. Möbelkontofonds. 

5. Sammelfonds. 

6. Hausſchatz mit Allodialfonds und Nebenfonds. 

7. Die zum Schatullvermögen der Mitglieder des vormals regierenden Königshauses gehörigen Fonds, 


private Geldfideikommiſſe und Nachlaßkapitalien. 


Anlage F. 
(Zu § 11 des Vertrages.) 


Grundſätze, 
nach denen die Verſorgung der früheren Hofbeamten im Sinne des § 1 der Verordnung 
vom 10. März 1919, der Beamten und früheren Beamten aus dem Dienſtbereiche der 
Hofkammer und ihrer Hinterbliebenen geregelt wird. 


I. - 

Die Verordnung über die Verſorgung der Hofbeamten und ihrer Hinterbliebenen (Hofbeamtenverordnung) 
vom 10. März 1919 (Gefekfammt. S. 45) wird nebſt den dazu erlaſſenen Abänderungsvorſchriften mit Wirkung 
vom 1. April 1926 aufgehoben. Die auf Grund dieſer Verordnung einſtweilen aus der Staatskaſſe geleiſteten Ver⸗ 
ſorgungsbezüge einſchließlich der Verſorgungsbezüge, die bis zum Inkrafttreten der Hofbeamtenverordnung nach dem 
Haushaltsplane der ehemaligen Kronkaſſe dieſer zur Laſt fielen, fallen endgültig der Staatskaſſe zur Laſt. Die Ver⸗ 
ſorgung der Empfänger dieſer Wartegeld⸗, Ruhegehalts⸗ und Hinterbliebenenbezüge wird weiterhin vom Staate 
übernommen. Auf dieſe Verſorgung finden fortan die für die Verſorgung der unmittelbaren Staatsbeamten jeweils 
geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung. 
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1. : 

() Die früheren Hofbeamten im Sinne des § 1 der Hofbeamtenverordnung vom 10. März 1919, ſoweit fie 
nicht nach dem 1. April 1926 in der Staatsverwaltung verwendet werden und nicht bereits einſtweilen in den Ruhe⸗ 
ſtand verſetzt ſind, treten zum 1. April 1926 unter Bewilligung von Wartegeld aus der Staatskaſſe nach den für die 
unmittelbaren Staatsbeamten geltenden Vorſchriften einſtweilen in den Ruheſtand. 

(2) Auf ihren Antrag können frühere Hofbeamte jederzeit dauernd in den Ruheſtand verſetzt werden, ohne daß 
eingetretene Dienſtunfähigkeit oder die Vollendung des 65. Lebensjahres Vorbedingung des Anſpruchs auf Ruhe— 
gehalt iſt. 

(3) Einſtweilen in den Ruheſtand verſetzte frühere Hofbeamte im Sinne des § 1 der Hofbeamtenverordnung 
vom 10. März 1919, die nach dem 31. März 1926 im Dienſte des vormals regierenden Königshauſes oder eines 
ſeiner Mitglieder weiter- oder wiederverwendet werden, haben bei Verluſt des Anſpruchs auf Wartegeld dem Finanz⸗ 
miniſter hiervon vorher Anzeige zu machen. 

III. 

Auf die Verſetzung der früheren Hofbeamten im Sinne des § 1 der Hofbeamtenverordnung vom 10. März 1919 
in den Ruheſtand und die Verſorgung ihrer Hinterbliebenen finden fortan die für die unmittelbaren Staatsbeamten 
jeweils geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung. Die Ruhegehalts⸗ und Verſorgungsbezüge werden aus 
der Staatskaſſe geleiſtet. Bei Berechnung der Dienſtzeit kommt auch die Zeit zur Anrechnung, während deren der 
frühere Hofbeamte bis zum 31. März 1926 bei dem vormals regierenden Königshauſe oder einem ſeiner Mitglieder 
beſchäftigt geweſen iſt. Entſcheidungen und Erklärungen, die nach den für die unmittelbaren Staatsbeamten geltenden 
Vorſchriften der vorgeſetzten Dienſtbehörde zugewieſen ſind, ſowie die dem Verwaltungschef oder dem Verwal⸗ 
tungschef in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter zugewieſenen Entſcheidungen trifft der Finanzminiſter. Die 
Entſcheidungen des Finanzminiſters darüber, ob und von welchem Zeitpunkt an ein früherer Hofbeamter einſtweilen 
oder dauernd in den Ruheſtand verſetzt wird oder ihm gemäß Abſchnitt II Abſ. 3 der Anſpruch auf Wartegeld zu 
entziehen iſt, ſind für die Beurteilung der vor den Gerichten geltend gemachten vermögensrechtlichen Anſprüche 
maßgebend. 

IV. 5 

Die Verſorgung derjenigen aus dem Dienſte ausgeſchiedenen Beamten der Hofkammer der vormals König⸗ 
lichen Familiengüter und ihrer Hinterbliebenen, deren Verſorgungsbezüge bis zum 31. März 1926 nach dem Haus⸗ 
haltsplane der Hofkammerrentei dieſer zur Laſt fallen, wird vom 1. April 1926 an vom Staate übernommen. Auf 
dieſe Verſorgung finden fortan die für die Verſorgungsbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten jeweils geltenden 
Vorſchriften entſprechende Anwendung mit der Maßgabe, daß als ruhegehaltsfähiges Dienſteinkommen dasjenige 
Dienſteinkommen gilt, das der betreffende Beamte als ruhegehaltsfähiges Dienſteinkommen bezogen haben würde, 
wenn er ſich bei feinem Ausſcheiden aus dem Dienſte der Hofkammer in einer der von ihm bekleideten Stelle gleich⸗ 
artigen Stelle des unmittelbaren Staatsdienſtes befunden haben würde. a 


V. 

() Die Beamten im Dienſtbereiche der Hofkammer der vormals Königlichen Familiengüter, deren Gehälter 
bis zum 31. März 1926 nach dem Haushaltsplane der Hofkammerrentei dieſer zur Laſt fallen, erhalten, ſoweit ſie 
nicht nach dem 1. April 1926 in der Staatsverwaltung verwendet werden, vom 1. April 1926 an unter entſprechender 
Anwendung der für die unmittelbaren Staatsbeamten geltenden Vorſchriften ein Wartegeld aus der Staatskaſſe. 

(2) Für die Berechnung des Wartegeldes gilt als ruhegehaltsfähiges Dienſteinkommen dasjenige Dienft- 
einkommen, das der betreffende Beamte als ruhegehaltsfähiges Dienſteinkommen bezogen haben würde, wenn er 
ſich am 31. März 1926 in einer der von ihm im Dienſte der Hofkammer bekleideten Stelle gleichartigen Stelle des 
unmittelbaren Staatsdienſtes befunden haben würde. 

(s) Auf ihren Antrag können Beamte aus dem Dienſtbereiche der Hofkammer jederzeit dauernd in den Ruhe⸗ 
ſtand verſetzt werden, ohne daß eingetretene Dienſtunfähigkeit oder die Vollendung des 65. Lebensjahres Vorbe⸗ 
dingung des Anſpruchs auf Ruhegehalt iſt. 8 

() Beamte aus dem Dienſtbereiche der Hofkammer, die Wartegeld aus der Staatskaſſe beziehen, haben, wenn 
ſie nach dem 31. März 1926 im Dienſte des vormals regierenden Königshauſes oder eines ſeiner Mitglieder weiter⸗ 
oder wiederverwendet werden, bei Verluft des Anſpruchs auf Wartegeld dem Finanzminiſter hiervon vorher An⸗ 
zeige zu machen. 

(868) Auf die Verſetzung der Beamten aus dem Dienſtbereiche der Hofkammer in den Ruheſtand und die Ver⸗ 
ſorgung ihrer Hinterbliebenen finden die in Abſchnitt III hinſichtlich der früheren Hofbeamten getroffenen Be⸗ 
ſtimmungen entſprechende Anwendung mit der Maßgabe, daß der Finanzminiſter darüber beſtimmt, welchem Amte 
des Abſchnitts 1 der Beſoldungsordnung für die planmäßigen unmittelbaren Staatsbeamten die zuletzt von dem 
betreffenden Beamten im Dienſte der Hofkammer bekleidete Stelle entſpricht. §8 des Penſionsergänzungsgeſetzes 
vom 21. Dezember 1920 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 2100) gilt entſprechend. 


5 VI. 

Das Geſetz über eine erhöhte Anrechnung der von den Staatsbeamten und Volksſchullehrperſonen während 
des Krieges zurückgelegten Dienſtzeit vom 23. November 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 89) wird mit Wirkung vom 
1. Auguſt 1914 mit der Maßgabe, daß Nachzahlungen von Dienft- und Verſorgungsbezügen für die Zeit vor dem 
1. April 1926 nicht geleiſtet werden, wie folgt geändert: a; ! 

Im $1 Satz 1 werden nach dem Worte „Staatsdienſte“ die Worte „oder im Dienſte der früheren landes⸗ 
herrlichen Haus- oder Hofverwaltung“ eingefügt. i 
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| Berhandelt im Preußiſchen Finanzminiſterium zu Verlin 
am 6. Oktober 1926. 


Ich, der unterzeichnete Miniſterialdirektor im Preußiſchen Finanzminiſterium Dr. Hermann Erythropel 
zu Berlin, bin durch Verfügung des Preußiſchen Finanzminiſters vom 6. Oktober 1926 — Kro. 16600 — 
beſtimmt worden zur Beurkundung 

a) eines Abänderungsvertrages zu dem Vertrage über die Vermögensauseinanderſetzung zwiſchen dem 
Preußiſchen Staat und den Mitgliedern des vormals regierenden Preußiſchen Königshaufes vom 
12. Oktober 1925, 

b) eines Vertrages, der einen Zuſatzvertrag zu dem Vertrag über die Vermögensauseinanderſetzung 
zwiſchen dem Preußiſchen Staate und den Mitgliedern des vormals regierenden Preußiſchen Königs 
hauſes vom 12. Oktober 1925 und einen Ergänzungsvertrag zu dem Abkommen zwiſchen dem Preu⸗ 
ßiſchen Staate und Friedrich Leopold Prinz von Preußen vom 4./24. März 1925 bildet (im folgenden 
kurz „Zuſatzvertrag“ genannt). 


Vor mir erſchienen heute: 


1. der Preußiſche Finanzminiſter Dr. Hermann Höpker Aſchoff, wohnhaft zu Berlin, 

2. der Generalbevollmächtigte des vormals regierenden Königs Wilhelm II., Wirkliche Geheime 
Rat Friedrich von Berg, wohnhaft in Markienen bei Bartenſtein (Oſtpr.), 

der Geſandte z. D. Claus von Below, wohnhaft in Berlin, 

der Rechtsanwalt Dr. Paul Zahn, wohnhaft in Berlin, 

der Rechtsanwalt Juſtizrat Dr. Julius Lubſzynski, wohnhaft in Berlin, 

der Oberregierungs- und Forſtrat Reichardt, wohnhaft in Frankfurt a. O., 

der Rechtsanwalt Jonathan Lucas, | 

der Geheime Oberregierungsrat Georg Zierſch von der Generalverwaltung des vormals re⸗ 
gierenden Preußiſchen Königshauſes, i 

9. der Oberfinanzrat Dr. Karl Frank im Preußiſchen Finanzminiſterium, der während der Ver⸗ 

leſung erſchien, i 
zu 7—9 wohnhaft in Berlin. 


Sämtliche Erſchienenen ſind dem Urkundsbeamten von Perſon bekannt. 
Der Finanzminiſter Dr. Höpker Aſchoff, Erſchienene zu 1, erklärte: 


„Ich handle als Vertreter des Preußischen Staates auf Grund der Beſchlüſſe des Preußiſchen Staatsmini⸗ 
ſteriums vom 28. Januar 1921 — St. M. I. 876 — und vom 5. Oktober 1926.” 


Der Wirkliche Geheime Rat von Berg, Erſchienene zu 2, erklärte: 


„Ich handle als Vertreter der Mitglieder des vormals regierenden Königshauſes auf Grund der mir bon dem 
vormals regierenden Könige Wilhelm II. erteilten Generalvollmacht vom 1. Juli 1921 (Nr. 8473/23 des Notars 
Wouter Schroot in Amerongen mit Beglaubigungsvermerk des Deutſchen Generalkonſuls in Amſterdam vom 
6. Juli 1921 — II Nr. 2407 —) in Verbindung mit Artikel 12 des Hausgeſetzes vom 21. Juni 1920. Sondervoll⸗ 
ich hach ach vormaligen Kronprinzen ſowie von Heinrich, Waldemar und Sigismund Prinz von Preußen werde 
ich nachreichen.“ 5 


Der Geſandte z. D. von Below, Erſchienene zu 3, erklärte: 


„Ich handle als Vertreter von Friedrich Heinrich Prinz von Preußen auf Grund der mir erteilten General⸗ 
Sa 9 5 20. Auguſt 1921 (Nr. 376 des Notariatsregiſters des Notars Wilhelm Schuppli in Landeck für das 
ahr 1921).“ 


Der Rechtsanwalt Dr. Zahn, Erſchienene zu 4, erklärte: 


„Ich handle als Vertreter von Joachim Albrecht Prinz von Preußen auf Grund der mir erteilten Vollmacht 
vom 23. September 1925.“ 


Der Rechtsanwalt Juſtizrat Dr. Lubſzynski, Erſchienene zu 5, erklärte: 


„Ich handle als Vertreter von Friedrich Leopold Prinz von Preußen, Vater und Sohn, auf Grund der mir 
erteilten Generalvollmacht vom 1. Oktober 1920 und Spezialvollmacht vom 4. Oktober 1926 (Nr. 534 des No⸗ 
tariatsregiſters des Notars Juſtizrat Eduard Goldmann in Berlin und Nr. 281 des öffentlichen Notars Robert 


van Aken in Lugano). 
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Der Oberregierungs⸗ und Forſtrat Reichardt, Erſchienene zu 6, erklärte: a Bo Se 
3% handle als Vertreter von Friedrich Leopold Prinz von Preußen (Vater) und werde die mir erteilte 
Generalvollmacht nachreichen. 
Der Rechtsanwalt Lucas, Erſchienene zu 7, erklärte: a 
„Ich handle als Vertreter von Friedrich Sigismund Prinz von Preußen auf Grund der mir erteilten General- 


vollmacht vom 19. Dezember 1921 (Nr. 189 des Notariatsregiſters des Notars Leopold Silberſtein in Berlin für 
das Jahr 1921).“ 

Die Vollmachtsurkunden der Erſchienenen zu 2 bis 5 und 7 haben dem Urkundsbeamten vorgelegen. 

Sodann erklärten die Erſchienenen zu 1 bis 4: : 

„Wir haben ung auf einen Abänderungsvertrag zu dem Vertrag über die Vermögensauseinanderſetzung 
zwiſchen dem Preußiſchen Staate und den Mitgliedern des vormals regierenden Preußiſchen Königshauſes vom 
12. Oktober 1925 geeinigt und wollen dieſen Abänderungsvertrag nunmehr zu Protokoll des Urkundsbeamten 
abſchließen.“ 

Der von den Erſchienenen zu 1 bis 4 überreichte Abänderungsvertrag wurde als Anlage zu dieſer Nieder⸗ 
ſchrift genommen und bezeichnet: „Anlage I zu der Verhandlungsniederſchrift vom 6. Oktober 1926“. 

Der Abänderungsvertrag wurde den Erſchienenen hierauf vorgeleſen. Die Erſchienenen zu 1 bis 4 erklärten: 

„Wir genehmigen dieſen Abänderungsvertrag und erklären ihn hiermit zu Protokoll des Urkundsbeamten. 

Wir bitten um Erteilung je einer Ausfertigung zu unſeren Händen.“ 

Sodann erklärten die Erſchienenen zu 1, 3 bis 7: 

„Wir haben uns auf den hiermit überreichten Zuſatzvertrag geeinigt und wollen dieſen nunmehr zu Protokoll 
des Urkundsbeamten abſchließen“. 


Der von den Erſchienenen zu 1, 3 bis 7 überreichte Zuſatzvertrag wurde als Anlage II zu dieſer Niederſchrift 
genommen und bezeichnet: „Anlage II zu der Verhandlungsniederſchrift vom 6. Oktober 1926”. 


Der Zuſatzvertrag wurde den Erſchienenen hierauf vorgeleſen. Die Erſchienenen zu 1, 3 bis 7 erklärten: 
„Wir genehmigen dieſen Zuſatzvertrag und erklären ihn hiermit zu Protokoll des Urkundsbeamten. 
Wir bitten um Erteilung je einer Ausfertigung zu unſeren Händen.“ 


Dieſe Niederſchrift iſt in Gegenwart des Urkundsbeamten den Erſchienenen vorgeleſen, von ihnen genehmigt 
und, wie folgt, eigenhändig unterſchrieben: 


gez. Dr. Hermann Höpker Aſchoff. 

» Friedrich v. Berg. 

„ Claus v. Below. 
Dr. Paul Zahn. 
Dr. Julius Lubſzynſki. 
Kurt Reichardt. 
Jonathan Lucas. 

» Georg Zierſch. 

„ Dr. Karl Frank. 
Dr. Hermann Erythropel, Miniſterialdirektor. 


; Anlage I 
5 zu der Verhandlungsniederſchriſt 
f vom 6. Oktober 1926. 
gez. Dr. Hermann Erythropel, 
Miniſterialdirektor. 


Abänderungsvertrag vom 6. Oktober 1926 
Zu dem Vertrag über die Vermögensaus einanderſetzung zwiſchen dem Preußiſchen Staate 
und den Mitgliedern des vormals regierenden Preußiſchen Königshauſes 
vom 12. Oktober 1925. 


Der Preußiſche Staat 
und 
die Mitglieder des vormals regierenden Preußiſchen Königshauſes, und zwar die Hauptlinie, die Albrechtlinie 
und die Heinrichlinie 
vereinbaren, daß der Vertrag über die Vermögensauseinanderſetzung zwiſchen dem Preußiſchen Staate und den 


Mitgliedern des vormals regierenden Preußiſchen Königshauſes vom 12. Oktober 1925 (nachſtehend „Vertrag“ 
genannt) folgendermaßen abgeändert und ergänzt wird: 


1. Im 8 11 des Vertrages werden 
a) hinter dem Worte „Prinzeſſinnen⸗Palais“ die Worte „Schloß und Park Bellevue“, 
b) hinter den Worten „Neuer Garten mit Marmor⸗Palais“ die Worte „Schloß und Park Babelsberg“, 
c) hinter den Worten „Jagdſchloß Stern“ die Worte „Jagdſchloß Königswuſterhauſen“ eingefügt. 
2. Im 5 1 II des Vertrages 
a) tritt an die Stelle der Zeitbeſtimmung „1. Dezember 1925“ die Zeitbeſtimmung „1. November 1926”, 
b) werden in Anlage B Abſchnitt Ta Se 
A. hinter Nr. 12 des Verzeichniſſes die Worte: „12a. Die in den laufenden Verwaltungsinven⸗ 
taren des Schloſſes Babelsberg und ſeiner Nebengebäude verzeichneten Gegenſtände“, 


B. hinter Nr. 28 des Verzeichniſſes die Worte: „28a. Das Inventar des Jagdſchloſſes Königs⸗ 
wuſterhauſen“ N 


eingefügt, 
C. 1 5 19 des Verzeichniſſes die Worte „ſoweit fie nicht im Ballſaal untergebracht find” ge- 
ichen, 
D. bei Nr. 21 des Verzeichniſſes an Stelle des bisherigen Wortlauts folgende Worte eingeſetzt: 
„Das in den laufenden Verwaltungsinventaren des Schloſſes Wiesbaden und ſeiner Neben⸗ 
gebäude verzeichnete Inventar.“ 5 
3. Im $1 VII des Vertrags werden 
a) an die Stelle der Worte „Breite Straße 30 bis 37“ die Worte „Breite Straße 29, 30 bis 37“ eingeſetzt, 
b) hinter den Worten „Paulsborn in Berlin⸗Grunewald“ die Worte „Berlin⸗Karlshorſt, Kaiſer⸗Wilhelm⸗ 
Straße 1 bis 3”, 
c) hinter den Worten „Marienſtraße 24“ die Worte „Weinberg am Obelisk mit Marienſtraße 25”, 
d) vor den Worten „Gaſtwirtſchaft an der Pfaueninſel“ die Worte „Kolonie Alexandrowka mit Kapellen⸗ 
berg, Neue Königſtraße 26 (ehemals Waſchanſtalt), Nikolskoe (Kirche, Begräbnisplatz, Schule, Blockhaus)“ 
eingefügt. 
4. Im § 1 VIII des Vertrages 
a) werden an Stelle des bisherigen Wortlauts folgende Worte geſetzt: 

„Die in Anlage D dieſes Vertrages nach Lage und Umfang näher bezeichneten Güter, Forſten 
und Streugrundſtücke mit den dazugehörigen Gebäuden. Sie gehen frei von Hypotheken, Grund⸗ 
Rentenſchulden auf den Staat über. Der Staat übernimmt die ſelbſtbewirtſchafteten Güter am 
1. Juli 1927, die Forſten und Streugrundſtücke mit Wirkung vom 1. Oktober 1926. Die von Bornim 
im Jahre 1924 abgetrennten 64 ha Land übernimmt der Staat, ſobald der jetzige Pächter ausſcheidet, 
ſpäteſtens mit Ablauf des gegenwärtig laufenden Pachtvertrags. 

Das vormals regierende Königshaus iſt bereit, Teile des Gutes Bornſtedt zu einem durch einen 


gemeinſam zu ernennenden Sachverſtändigen feſtgeſtellten Preiſe auf Verlangen des Staates dieſem 
zu übereignen. 


EI — 


& Das vormals regierende Königshaus räumt dem Staate an dem Jagdhauſe Rominten mit 
den dazu gehörigen Nebengebäuden leinſchließlich des ſogenannten Trakehner Hofes) — Gelände 
ſüdlich der Rominte — ein im Grundbuch einzutragendes Vorkaufsrecht ein. Es verpflichtet ſich ferner, 
das Gelände nördlich und östlich der Rominte mit den daräufſtehenden Gebäuden zu einem durch einen 
gemeinſam zu ernennenden Sachverſtändigen feſtgeſetzten Preiſe dem Staate auf Verlangen zu über⸗ 
eignen; bereits eingegangene Verpflichtungen, über Teile dieſes Geländes zu verfügen, wird das 
vormals regierende Königshaus zu löſen ſuchen.“ 
p) erhält Anlage D folgende Faſſung: 3 755 
„Verzeichnis der Güter, Forſten und Streugrundſtücke, die nach $ 1 VIII des Vertrages dem 
Staate verbleiben. f N N 


A. Von dem bisherigen Beſitz der Hauptlinie des vormaligen Königshauſes: 
1. Die Herrſchaft Wuſterhauſen bei Berlin: 
BE I. Güter 
Karlshof 384 ha, Rotzis 404,50 ha, Waltersdorf 453,11 ha, Teurow 197,78 ha, 
Löpten 248,22 ha, Trebatſch 733,17 ha, Stremmen 382 ha, Münchebofe 622,38 ha. 


II. Oberförſtereien 


Königswuſterhauſen 6710,68 ha, Hammer mit dem Sägewerk Neubrück 6505,76 ha, 
Staakow mit Tornow 6906 ha, Kl.⸗Waſſerburg 8090,28 ha, Schwenow 7221/1 ha. 


III. Streugrundſtücke 


Rentamt Königswuſterhauſe nnn 223,34 ha, 

Rentamt Wendiſch⸗ Buchholz. 739,64 » 

2. Gut Mitt weiden ERBE 469,17 » 
3. Herrſchaft Gramenz ...... N Deren fr ET 4.665,28 » 
4. Gut Heinrichsberer n 628,87 » 
5. Gut Gramſchütt zzz a 1 331,82 » 
6, Gut Simblfe nnn 8 322,46 » 
7. Gut Klein⸗Logiſch mit Siedlung 208,62 » 
8. Gut Fürſtenau mit Forſfſ !! 627,02 » 
9. Gut Siegersdorf mit Forſvmſem e = 16/62 „ 
10. Gut Oberthomaswaldau mit Forſit e 449,99 » 
F ee een, 244,73 „ 
12. Revierförſterei Detershagen. ....... 2.02.0004 eneemenennnenreene nenn 1961,71 » 
ET n ie d ee Men reinpns ppp 594,10 ». 


B. Von dem bisherigen Beſitz der Albrechtlinie des vormaligen Königshaufes (aus der Herrſchaft 
Camenz und Seitenberg nach bereits getroffener näherer Vereinbarung): 


: I. Land 5 
762 ha verpachtete Betriebe, 1 261 ha Parzellenpachtland, 433 ha ſelbſtbewirtſchaftetes 
Land, 44 ha Wieſenland an der Neiße bei Pilz — insgeſamt 2 500 ha — 


II. Forſt 
Förſterei Stuhlſeifen und Förſterei Lichtenwalde mit 1236,75 ha, Förſterei Roſenthal 
mit 640 ha, Streuparzellen mit 623,25 ha — insgeſamt 2500 ha — 

5. Im § 21 des Vertrages werden die Worte | 

a) „Schloß und Park Bellevue in Berlin, mit der Maßgabe, daß der früher zum Tiergarten gehörige 
Geländeſtreifen an den Staat zurückfällt“, 

b) „Schloß und Park Babelsberg bei Potsdam“, 
e) „Jagdſchloß Königswuſterhauſen bei Berlin“ 

geſtrichen. N 

6. Im 5 2 II des Vertrages werden die Worte 
a) „Breite Straße 29“, 1 
b) „Kolonie Alexandrowka mit Kapellenberg, Neue Königſtraße 26 (ehemals Waſchanſtalt), Weinberg 
en Obelisk mit Marienſtraße 25, Nikolskoe (Kirche, Begräbnisplatz, Schule, Blockhaus)“ 
geſtrichen. 


| u | 

15 Im § 2 III des Vertrages werden hinter den Worten „Camenz, Seitenberg, Schnallenſtein und Schönau“ 
folgende Worte eingefügt: i 55 a 

„letztere, ſoweit fie nicht gemäß $ 1 VIII dieſes Vertrags (Anlage D zu B) dem Staate verbleiben.“ 

8. Im § 2 IV des Vertrags 


a) tritt in Abſ. 1 an die Stelle der Zeitbeſtimmung „1. Dezember 1925“ die Zeitbeſtimmung „1. No⸗ 
vember 1926”, f ira, 


b) werden in Anlage B Abſchnitt II 


A. bei Nr. 3 des Verzeichniſſes an Stelle des bisherigen Wortlauts folgende Worte eingeſetzt: 
„Das im Schloß Babelsberg vorübergehend untergeſtellte Inventar“, 

B. bei Nr. 4 des Verzeichniſſes an Stelle des bisherigen Wortlauts folgende Worte eingeſetzt: 
„Das im Schloß Bellevue befindliche Inventar, ſoweit es nicht im Zuſammenhang mik dem 
Gebäude ſteht“, 

c) erhält der Abſ. 3 folgenden Wortlaut: 

„Das vormals regierende Königshaus verpflichtet ſich, das Eigentum an den in Anlage B Abſchnitt III 
Ziffer 1 bis 10, Ziffer 14 bis 19 bezeichneten und weiteren nach beſonderem Verzeichnis beſtimmten 
Kunſtwerken auf Verlangen des Staates auf dieſen zu übertragen; das Entgelt beſtimmt ein gemein⸗ 
ſam ernannter Sach verſtändiger. In Anſehung der ebenda Ziffer 11 bis 13 bezeichneten Kunſtwerke 
hat der Staat ein Vorkaufsrecht ($$ 504 ff. des Bürgerlichen Geſetzbuchs). An die Stelle der im 
$ 510 Abſ. 2 BGB. beſtimmten Friſt tritt eine Friſt von zwei Monaten. 
werden in Anlage B Abſchnitt III hinter Ziffer 13 des Verzeichniſſes „Chardin, Der Zeichner“ fol⸗ 
gende Worte eingefügt: 

„14. Tonbüſte der Komteſſe de Sabran und Gegenſtück, 
15. Nöntgenuhr im Schloſſe Berlin, 
16. Zehn Sevresſtatuetten im Schloſſe Berlin, 
17. Hamburger Schrank im Schloſſe Berlin, 
18. Lieberkühnſcher Sumpen im Schloſſe Berlin, 
19. Silberne Tragfigur im Schloſſe Berlin.“ 
€ 


9. Im § 7 des Vertrages tritt zu Abſ. 3 (Satz 1) folgender Satz: 

An dem Palais Kaiſer Wilhelms I., Berlin, Unter den Linden 37, mit dem Grundſtück Behren⸗ 
ſtraße 41 räumt das vormals regierende Königshaus dem Staate ein im Grundbuch einzutragendes 
Vorkaufsrecht ein ($$ 504, 1094 ff. BGB.” 


10. §s des Vertrages erhält folgenden Wortlaut: 
„Der Staat zahlt an das vormals regierende Königshaus zu Händen des Wirklichen Geheimen Rats 
Friedrich von Berg fünf Millionen Reichsmark ſogleich nach Genehmigung dieſes Vertrages durch den 
Landtag, weitere fünf Millionen Reichsmark am 1. Februar 1927, weiter fünf Millionen Reichsmark 
am 3. Mai 1927. 


11. Im 8 11 des Vertrages 


a) wird in Abſ. 1, Abſ. 2 und Anlage die Zeitbeſtimmung „31. März 1926“ durchweg durch die Zeit⸗ 
beſtimmung „31. März 1927“ und die Zeitbeſtimmung „1. April 1926“ durchweg durch die Seit- 
beſtimmung „1. April 1927“ erſetzt, 

b) werden in Abſ. 3 die Worte „beim Abſchluß dieſes Vertrages“ in die Worte „am 6. Oktober 1926“ 


— 
— 
— 
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und die Jahreszahl „1925“ in die Jahreszahl „1926“ geändert. 


12. Im 5 12 Abſ. 1 des Vertrags werden hinter dem Worte „Verpflichtungen“ die Worte: „mit der aus 51 
VIII Abſ. 1 Satz 2 erſichtlichen Maßgabe“ eingefügt. 


13. Im § 17 des Vertrages werden die Worte „I. April 1926“ in die Worte „1. April 1927“ geändert. 
Dieſer Abänderungsvertrag wird mit dem 1. April 1927 wirkſam. 


Berlin, den 6. Oktober 1926. 


gez. Dr. Hermann Höpker Aſchoff— 
» Friedrich von Berg. 

Claus von Below. 

Dr. Paul Zahn. 
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Anlage I 
zu der Verhandlungsniederſchriſt 
vom 6. Oktober 1926. 
gez. Dr. Hermann Erythropel, 
N Miniſterialdirektor. 


Vertrag, 


der einen Zuſatzvertrag zu dem Vertrage über die Vermögensauseinanderſetzung 

zwiſchen dem Preußiſchen Staate und den Mitgliedern des vormals regierenden 

Königshauſes vom 12. Oktober 1925 und einen Ergänzungsvertrag zu dem Vergleich 

zwiſchen dem Preußiſchen Staate und Friedrich Leopold Prinz von Preußen (Vater) vom 
4./ 24. März 1925 bildet. 


Zwiſchen dem Preußiſchen Staate einerſeits 
und 
Friedrich Leopold Prinz von Preußen (Vater), ä 
Friedrich Sigismund Prinz von Preußen, 
Friedrich Leopold Prinz von Preußen (Sohn) andererſeits 


wird, vorbehaltlich der Genehmigung des Landtags, folgender 


Vertrag 
geſchloſſen: 


1. Der am 4./24. März 1925 zwiſchen dem Preußiſchen Staate und Friedrich Leopold Prinz von Preußen 
(Vater) geſchloſſene Vergleich wird mit den unten bezeichneten Abänderungen hiermit beſtätigt, und zwar mit Wirkung 
auch auf Friedrich Sigismund Prinz von Preußen und Friedrich Leopold Prinz von Preußen (Sohn). 

2. Friedrich Leopold Prinz von Preußen (Vater) als Inhaber des vormals Königlich Prinzlichen Familien⸗ 
fideikommiſſes Flatow⸗Krojanke übereignet, in Übereinſtimmung mit feinen beiden oben genannten Söhnen, von 
den Herrſchaften Flatow und Krojanke die Domänen Buntowo, Gurſen, Luiſenhof, Podruſen, Pottlitz mit Vorwerk 
Baumgarten, She mit Vorwerk Dreilinden, Slawianowo mit Vorwerk Karlshof und Smirdowo, die Seen: 
Podruſener See, Glumener See, Chmonczin-See, Oſtrowitt⸗See, Slawianowoer See, Blugowoer See, Kozum⸗ 
See, zwei zur Domäne Gurſen gehörige Seen, die Krüge Gurſen und Pottlitz und die Förſtereien Auguftenthal 
und Greſonſe im Umfange von insgeſamt 6857,7746 ha an den Preußiſchen Staat. Für dieſe von ihm erworbenen 
Grundſtücke zahlt der Preußiſche Staat kein Entgelt. f 


3. Friedrich Leopold Prinz von Preußen (Vater) verpflichtet ſich ferner, dem Preußiſchen Staate auf Ver⸗ 
langen aus den Herrſchaften Flatow und Krojanke die Förſtereien Gurſen und Kölpin im Umfange von insgeſamt 
1436, ha zu dem durch einen Sachverſtändigen des Preußiſchen Miniſteriums für Landwirtſchaſt, Domänen und 
Forſten geſchätzten Preiſe zu übereignen. 


4, Friedrich Leopold Prinz von Preußen (Vater) als Inhaber des Sonderfideikommiſſes Klein-Glienicke als 
eines Teiles des vormals Königlich Prinzlichen Familienfideikommiſſes verpflichtet ſich weiter, dem Preußiſchen 
Staate auf Verlangen aus dem Beſitze Klein⸗Glienicke die zum ſogenannten Böttcherberge gehörigen Grundſtücke 
zu übereignen. Der Geſamtumfang der Flächen beträgt etwa 92 Morgen. Ausgenommen ſind die Grundſtücke 
been und 2a, Parkſtr. 3, 4 und die ſogenannte Reitbahn. Der Kaufpreis wird durch einen Sachverſtändigen 

eſtimmt. 


5. Die familienfideitommiſſariſche oder hausvermögensrechtliche Bindung der zu 2 bis 4 bezeichneten Grund- 
ſtücke und der Entgeltſummen gilt mit der Auflaſſung der Grundſtücke als erloſchen. Die geleiſteten Zahlungen 
werden freies Eigentum von Friedrich Leopold Prinz von Preußen (Vater) und ſeinen oben genannten Söhnen. 
Die Zahlungen werden Zug um Zug mit der Auflaſſung geleiſtet. Friedrich Leopold Prinz von Preußen (Vater) 
als Inhaber der genannten Fideikomiſſe iſt ermächtigt, die Auflaſſung der zu 2 bis 4 bezeichneten Grundſtücke zu 
erklären und gleichzeitig die Löſchung des Fideikommißvermerks im Grundbuche zu bewilligen und zu beantragen. 

Die Zahlungen werden geleiſtet an Juſtizrat Dr. Julius Lubſzynski zu Berlin, Königin⸗Auguſta⸗Straße 23, 
als Treuhänder des Herrn Friedrich Leopold Prinz von Preußen und ſeiner beiden Söhne oder, wenn dies nicht 
möglich ſein ſollte, an einen anderen von den Genannten gemeinſam zu beſtellenden Treuhänder. 
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6. Die Nutzungen aus den zu 2 bis 4 bezeichneten Grundſtücken und die Rechte und Pflichten aus den mit 
dieſen Grundſtücken im Juſammenhange ſtehenden Verträgen, insbeſondere aus Pacht⸗ und Dienſtverträgen, ſo⸗ 
wie alle auf den Grundſtücken ruhenden Laſten, insbeſondere Patronats⸗ und Wegebaulaſten, gehen vom Tage der 
Auflaſſung ab auf den Preußiſchen Staat als Erwerber über. Der Ausgleich im einzelnen wird der Vereinbarung 
der Beteiligten überlaſſen. ö 


7. Friedrich Leopold Prinz von Preußen (Vater) verpflichtet ſich endlich, aus ſeinem Allodvermögen dem 
Preußiſchen Staate auf Verlangen die Grundſtücke Potsdam, Große Weinmeiſterſtraße 41/45, zu einem durch Sach⸗ 
verſtändige beſtimmten Preiſe zu übereignen. Auf den Grundſtücken haftet eine Hypothek oder Grundſchuld in 
1 von 300000 Goldmark, ſoweit diefe nicht bei der Auflaſſung gelöſcht wird, wird ſie auf den Kaufpreis an⸗ 
gerechnet. 


8. Dieſer Vertrag wird am 1. November 1926 wirkſam. 


Berlin, den 6. Oktober 1926. 


gez. Dr. Hermann Höpker Aſchoff. 
Dr. Julius Lubſzynski. 
Kurt Reichardt. 
» Jonathan Lucas. 
Dem vorſtehenden Vertrage ſtimmen die unterzeichneten Vertreter der Albrechklinie zu. 
Berlin, den 6. Oktober 1926. 


gez. Claus v. Below 
als Generalbevollmächtigter von Friedrich Heinrich Prinz von Preußen. 


gez. Dr. Paul Zahn 
als Bevollmächtigter von Joachim Albrecht Prinz von Preußen. 


(Nr. 13158.) Verordnung über die Übertragung des Rechtes zum Ausbau der Elſe an die Stadtgemeinde 
Bünde. Vom 14. Oktober 1926. 


Der Stadtgemeinde Bünde im Kreiſe Herford wird gemäß dem § 155 Abſ. 2 des preußiſchen Waſſergeſetzes vom 
7. April 1913 (Geſetzſamml. S. 53) das Recht zum Ausbau der Elſe und ihrer Ufer bei und in Bünde von 
der Brücke im Zuge der Sachſenſtraße bis zur Eſchenbrücke übertragen. 


Berlin, den 14. Oktober 1926. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Steiger. 


(Siegel.) 


(Nr. 13159) Fünfte Verordnung zur Durchführung der Ablöſung der Markanleihen der Gemeinden, 
Gemeindeverbände und ſonſtigen öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaften. Vom 25. Oktober 1926. 


Auf Grund der Zweiten Verordnung zur Durchführung des Geſetzes über die Ablöſung offentlicher Anleihen 
vom 2. Juli 1926 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 343) und in Ergänzung der §8 4 Abſ. 2, 23 Abf. 1 und 33 Satz 3 der 
Vierten Verordnung gur Durchführung der Ablöſung der Markanleihen der- Gemeinden, Gemeindeverbände und 
ſonſtigen öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaften vom 10. Juli 1926 (Geſetzſamml. S. 200) wird verordnet: 
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(I) Die Ausſchlußfriſt für die Anmeldung zum Umtauſche von Markanleihen alten Beſitzes der Gemeinden, 
Gemeindeverbände oder der im § 33 der genannten Vierten Verordnung erwähnten anderen öffentlich⸗ rechtlichen 


Körperſchaften in die Ablöſungsanleihen und die Ausſchlußfriſt für den Antrag auf Gewährung von Aus⸗ 
loſungsrechten werden bis zum 30. November 1926 verlängert. 8 


(2) Die Einlöſungsfriſt auf Grund von Angeboten einer Barabfindung von Markanleihen muß mindeſtens 
vier Monate von der Be anntmachung des Angebots an laufen. er 17 


Berlin, den 25. Oktober 1926. 


Zugleich für den Finanzminiſter, den Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung und den 
Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten: 


Der Preußiſche Miniſter des Innern. 
Grzeſinſki. s 


(Nr. 13160.) Bekanntmachung zu dem Geſetze vom 26. März 1926 zu dem Staatsvertrage zwiſchen 
Preußen und Sſterreich über die gegenſeitige Durchführung der Schulpflicht ihrer in dem 
anderen Staate wohnenden Staats⸗beziehungsweiſe Bundesangehörigen (Geſetzſamml. S. 122). 


De Natifikationsurkunden (vergleiche SS 2 und 3 des Staatsvertrags) find am 18. Oktober 1926 in Berlin 
ausgetauſcht worden. : 


Berlin, den 18. Oktober 1926. 


Der Preußiſche Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 
Becker. 
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